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Einspruch gegen den Bescheid über die Feststellung des Grundsteuerwerts/ Äquivalenzwerts vom tt.mm.jj
Aktenzeichen:






Sehr geehrte Damen und Herren,
[bookmark: _GoBack]
hiermit legen wir gegen den Bescheid über die Feststellung des Grundsteuerwerts/Äquivalenzwerts vom tt.mm.jj 

Einspruch

ein. 

Begründung:

Die dem Bescheid zugrundeliegenden Regelungen des Grundsteuergesetzes sowie die Regelungen in dem siebenten Teil des II. Abschnitts des Bewertungsgesetzes sind unserer Ansicht nach verfassungswidrig.

Nach dem Gesetz werden die Grundsteuerwerte in einem sehr typisierten Verfahren ermittelt. Hinsichtlich des Grund und Bodens besteht ein Anpassungsverbot an einen evtl. niedrigeren gemeinen Wert. Objektspezifische Besonderheiten können daher nicht berücksichtigt werden.

Dennoch besteht die Möglichkeit, durch ein Sachverständigengutachten nachzuweisen, dass der tatsächliche Verkehrswert niedriger ist. Dies entspricht nicht dem Rechtsstaatsprinzip und verletzt das verfassungsrechtliche Prinzip des Übermaßverbots. 

Wenn das Grundsteuergesetz an den Wert des Grundstücks anknüpfen soll, muss dieser realitätsgerecht ermittelt werden. 

Außerdem sind nach unserer Auffassung die von den Gutachterausschüssen festgestellten Bodenrichtwerte individuell zu hoch. 

Auch stehen die finanziellen Auswirkungen der Grundsteuer erst nach Festsetzung der nachfolgenden Grundsteuerbescheide erst nach Festsetzung der nachfolgenden Grundsteuerbescheide durch die Gemeinden fest. Zu diesem Zeitpunkt werden die angefochtenen Grundlagenbescheide jedoch regelmäßig bereits bestandskräftig sein. Aufgrund dieses Zusammenspiels zwischen Grundlagen- und Folgebescheiden und der zu erwartenden zeitlichen Diskrepanz bis zum Erlass der Grundsteuerbescheide verstoßen die Grundlagenbescheide zudem gegen den staatsrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz. 

Wir beantragen daher das Ruhen des Einspruchsverfahrens gem. § 363 AO bis die finanziellen Konsequenzen der Bescheide klar absehbar sind. 

Eine weitere Begründung meines Einspruchs werden wir zu gegebener Zeit nachreichen. Zugleich beantragen wir wegen der erheblichen verfassungsrechtlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des neuen Grundsteuergesetzes die Aussetzung der Vollziehung des Bescheids. Aufgrund angestrebter Musterverfahren zur Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer kommt nach Anhängigkeit der ersten dies bzgl. Verfahren zudem ein Ruhen des Verfahrens gem. §363 AO in Betracht. Wir stimmen einer von Amts wegen erfolgenden Ruhe des Verfahrens bereits hiermit zu. Hilfsweise beantragen wir die Aufnahme des Vorbehalts der Nachprüfung gem. §164 Abs. 1 AO in den vorgenannten Bescheid.


Mit freundlichen Grüßen
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